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Eine Bildungsreise unternimmt die
Kanzlerin – und alle Bemühungen enden
wohl auf dem Bildungsgipfel am 22. Oktober
2008.

Bis dahin sind dann vorzeigbare Einrich-
tungen besichtigt, tolle Bilder für die Medien
gemacht, wohlfeile Parolen verkündet und
schöne Reden geschwungen.

Ach, wie viele Worte sind schon über die
Bedeutung und Notwendigkeit von Bildung
verloren worden – im wahrsten Sinne des
Wortes. Denn: Bildung ist und bleibt erblich.
Ausgestattet mit „diesen Genen“ erobern
sich AkademikerInnenkinder in den letzten
15 Jahren zunehmend die Fachhochschulen,
wo ihr Anteil in diesem Zeitraum von 30 auf
44 Prozent gestiegen ist. An den Universitäten
stammen mittlerweile 60 Prozent der Studie-
renden aus Familien, in denen die Eltern
ebenfalls einen entsprechenden Abschluss
haben. Auch hier ist die Tendenz eindeutig:
Die Quote stieg seit 1993 um elf Prozent.

Chancengleichheit, Förderung von
MigrantInnenkindern, Gewinnung von Frauen
für technische Berufe und Studiengänge,
frühkindliche Bildung und Förderung – alles
wird absehbar einmal mehr durch die Luft
gewirbelt. Dann wird es zu Boden fallen und
dort liegen bleiben.

Politisch Verantwortliche – vorrangig in
den Ländern – schlagen lieber alte Schlachten
über Schulformen und -abschlüsse, inter-
pretieren Studien und Rankings um. Doch
zukunftsorientiert zum Wohle aller Kinder
und junger Menschen in diesem Land zu
handeln, heißt schlicht und ergreifend:
Mehr Geld ins Bildungssystem, weniger
Auseinanderdividieren der Schülerschaft
und mehr Kooperation in den föderalen
Strukturen.

Das wird und kann auf dem Bildungsgipfel
nicht entschieden und beschlossen werden.
Dazu fehlt die Befugnis. Wir wagen daher die
Prognose: Über allen Gipfeln ist Ruh’! b
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W Das fordert ver.di zum
Thema Weiterbildung:

Ein neues Weiterbildungs-
system ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Staat, Tarif-
vertragsparteien und Betriebe
müssen es gemeinsam gestalten
– und eine Weiterbildungs-
offensive kann auf keinen Fall
die Verantwortung auf jeden
Einzelnen abschieben.

Nötig sind verzahnte
Strukturen, die sich gegenseitig
ergänzen und unterstützen. Dazu
gehört eine innovative betrieb-
liche Weiterbildungspolitik, die
der wachsenden Bedeutung
von Bildung und Kompetenzent-
wicklung Rechnung trägt.
Zugleich ist ein Bundesgesetz
für die Weiterbildung zu verab-
schieden. Und Bildung muss
zum festen Bestandteil von Tarif-
verträgen und Betriebsverein-
barungen werden.

Für die Gewerkschaften ist
es eine Zukunftsaufgabe, Weiter-
bildung als Kernaufgabe qualita-
tiver Tarifpolitik zu etablieren.
Handlungsbedarf besteht aber
auch bei den AkteurInnen im
Betrieb. Damit Betriebs- und
PersonalrätInnen für ein aktives
Weiterbildungsgeschehen in
ihrem Unternehmen kämpfen,
brauchen sie Unterstützung.
Entsprechende Strukturen
bereitzustellen hat ver.di als
wichtige Aufgabe erkannt.

All das ersetzt jedoch keines-
falls eine öffentliche Weiter-
bildungspolitik, wie es sie in
Frankreich, Dänemark, Schweden
und der Schweiz bereits gibt.
In einem Bundesgesetz muss der
Staat Spielregeln formulieren
und Impulse setzen für den lang-
fristig nachhaltigen Ausbau der
Weiterbildung. Stichworte sind
das Recht auf Weiterbildung,
für Lernzeiten, Finanzierung,
mehr Beratung und Transparenz
sowie eine bessere Qualitäts-
sicherung. b

Mechthild Bayer/Roman Jaich

W E I T E R B I L D U N G

Fast sieben Jahre ist es her, dass der PISA-
Schock die Republik erschütterte. Die
Studie wies im internationalen Vergleich
nicht nur schlechte Bildungsresultate für
Schülerinnen und Schüler in Deutschland
nach. Sie legte vor allem den Finger in
die größte Wunde des deutschen Bildungs-
systems: die erschreckende soziale
Ungleichheit und die hohe Abhängigkeit
des Bildungserfolgs von der sozialen
Herkunft. Schwarz auf weiß war nachzu-
lesen, dass die Bildungswege von Kindern
aus armen Familien oder aus einer
bildungsfernen Schicht in der Regel in die
Sackgasse von Haupt- oder Förderschulen
führen und vielfach ohne berufliche
Perspektive bleiben. Wer dagegen aus
einem Akademikerhaushalt kommt,
besucht im Regelfall das Gymnasium und
danach die Hochschule. Auch wenn in
Reaktion auf diese Studie Bildungspolitik
kurzzeitig zum Top-Thema wurde, hat sich
real so gut wie nichts geändert. Kein
Wunder, denn Politikerinnen und Politiker
hatten fast nur mit hektischen Schein-
Aktivitäten und Sonntagsreden reagiert.
Wirkliche Verbesserungen lassen sich
so nicht erreichen.

VON NELE HIRSCH

Auch der aktuelle Bildungsbericht listet eine
bildungspolitische Skandalmeldung nach der

anderen auf: Knapp 80.000 Jugendliche verlassen
jedes Jahr die Schule ohne Schulabschluss. Kinder
mit Migrationshintergrund und Kinder aus bil-
dungsfernen Schichten haben in allen Phasen
deutlich schlechtere Chancen auf gute Bildung.
Die vielbeschworene Durchlässigkeit des Schul-
systems ist in nahezu fünf von sechs Fällen eine
Durchlässigkeit nach unten. Seit Jahren bekommt
nur etwa die Hälfte der Bewerberinnen und
Bewerber einen betrieblichen Ausbildungsplatz.
40 Prozent der Jugendlichen mit Hauptschul-
abschluss warten mehr als 30 Monate auf ein
Ausbildungsangebot. Immer weniger Jugendliche
nehmen ein Studium auf, gleichzeitig steigt die
Zahl der Studienabbrecherinnen und -abbrecher
weiter.

Von 1999 bis 2005 sind die Weiterbildungs-
ausgaben der Bundesagentur für Arbeit um mehr

als 70 Prozent gesunken. Weiterbildung wird vor
allem von denjenigen in Anspruch genommen,
die bereits ein hohes Bildungsniveau erreicht
haben. Und zu alledem kommt die chronische
Unterfinanzierung von Kindertagesstätten, Schu-
len und Hochschulen. Jahr für Jahr müssten min-
destens 13 Milliarden Euro mehr für Bildung zur
Verfügung gestellt werden, um wenigstens den
Anteil der Bildungsausgaben am Bruttoinlands-
produkt wie 1995 zu erreichen.

Auch auf den aktuellen Bildungsbericht folg-
ten prompt die Beteuerungen der verantwort-
lichen Politikerinnen und Politiker über die hohe
Priorität, die sie der Bildung angeblich zuspre-
chen. Bundespräsident Horst Köhler forderte den
gleichen Zugang zu Bildung für alle, Bundes-
bildungsministerin Annette Schavan versprach
weitere Anstrengungen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel kündigte gar an, Bildung künftig zur
Chefsache zu machen und in einem ersten Schritt
im Oktober zu einem Bildungsgipfel nach
Dresden einzuladen. Wenn dieser Gipfel mehr
sein soll als eine weitere PR-Maßnahme der
Bundesregierung, dann müssen in Dresden end-
lich konkrete Projekte auf den Weg gebracht
werden.

Ganz oben auf die Tagesordnung gehört eine
bessere Finanzierung der Bildung. Dazu muss
unter anderem die aktuelle Debatte um die
Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen
Bund und Ländern – die Föderalismusreform II –
genutzt werden. In deren Rahmen besteht die
Möglichkeit, einen Nationalen Bildungspakt zu
vereinbaren und die Bildungsausgaben auf min-
destens 7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts fest-
zulegen. Außerdem muss eine „Gemeinschafts-
aufgabe Bildung“ im Grundgesetz verankert
werden, die es ermöglicht, gemeinsame Bund-
Länder-Programme zur Finanzierung besserer

Alle reden von Bildung –
aber kaum etwas ändert sich
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Bildung aufzulegen. Durch das von Rot-Schwarz
eingeführte Kooperationsverbot ist es dem Bund
derzeit schon juristisch nicht möglich, eine besse-
re Schulbildung finanziell zu fördern – die Ganz-
tagsschulinitiative wäre heute verfassungswidrig.
Mit diesem Irrsinn muss Schluss sein!

Zweitens muss Schluss damit sein, dass mehr
und mehr der Geldbeutel der Eltern über den
Bildungsweg von Kindern und Jugendlichen ent-
scheidet. Eine wesentliche Voraussetzung für ein
sozial gerechteres Bildungssystem ist die Un-
entgeltlichkeit aller Bildungsphasen – von der Kita
bis zur Weiterbildung. Kita-Gebühren, fehlende
Lernmittelfreiheit, Prüfungs- und Schulgebühren
in der Ausbildung und Studiengebühren dürfen
nicht länger den Zugang zu Bildung versperren.
Auf dem Bildungsgipfel müssen hierzu konkrete
Festlegungen getroffen werden.

Drittens benötigt das Bildungssystem ernst-
hafte Schritte hin zu mehr Durchlässigkeit. Hierzu
gehört in erster Linie die Abschaffung des mehr-
gliedrigen Schulsystems, das Schülerinnen und
Schüler aussortiert, statt sie zu fördern. An dessen
Stelle brauchen wir gut ausgestattete Gemein-
schaftsschulen, in denen es Raum für individuelle
Förderung jeder und jedes Einzelnen gibt. Zur
Durchlässigkeit gehört aber auch eine bundeswei-
te Öffnung der Hochschulen für Absolventinnen
und Absolventen aus der beruflichen Bildung. Die
Bundesregierung hat auf diese Herausforderung
immer wieder hingewiesen – den vielen warmen
Worten sollten auf dem Bildungsgipfel endlich
Taten folgen.

Viertens muss in der beruflichen Bildung das
Recht auf Ausbildung für alle durchgesetzt wer-
den. Fast 400.000 Jugendliche sind bereits ein
Jahr oder länger auf der Suche nach einem
Ausbildungsangebot. Das ist ein Armutszeugnis
für die Ausbildungspolitik der Bundesregierung.
Sie muss endlich das Scheitern des Ausbildungs-
paktes eingestehen. Denn die freiwillige Selbst-
verpflichtung der Unternehmen hat sie nicht
davon abgehalten, Ausbildungsplätze immer wei-
ter abzubauen. Um die Verantwortung der Unter-
nehmen einzufordern, führt kein Weg an einer
gesetzlichen Ausbildungsumlage vorbei. Zu-
sätzlich muss die Bundesregierung Förderung und
Unterstützung in Form ausbildungsbegleitender
Hilfen ausbauen.

Mit diesen Maßnahmen wäre ein großer
Schritt hin zu einer besseren Bildung getan.
Bildung ist keine Ware, sie ist ein Grundrecht –
dieser Tatsache muss unser Bildungssystem end-
lich wieder Rechnung tragen.

Allein mit Appellen an die Regierung und
ihren Bildungsgipfel werden sich diese For-
derungen allerdings nicht durchsetzen lassen. In
Hessen haben Studierende und ihre Bündnis-
partner im Kampf gegen Studiengebühren ge-
zeigt, dass sich Protest lohnt. Gemeinsam ist es
ihnen gelungen, den nötigen Druck aufzubauen:
Die Campusmaut ist ab diesem Wintersemester in
Hessen Geschichte.

Diese Erfahrung sollte uns Mut für weitere bil-
dungspolitische Auseinandersetzungen machen.
Wenn Lehrende und Lernende in Kitas, Schulen,
Hochschulen und in den Betrieben gemeinsam
für eine bessere Bildung auf die Straße gehen,
dann können wir das unsoziale und un-
demokratische Bildungssystem zum Tanzen
bringen! b

17. Juni 2008: Während in Düsseldorf mehrere

tausend Menschen gegen Studiengebühren

demonstrierten, wurden diese am selben Tag in

Hessen bereits abgeschafft.

Schwe rpunk t : „B i l dungs s t ando r t Deu t s ch l and“
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Regierung
ohne Plan
Der Koalitionsvertrag 2005 kündigte eine
große Bildungsoffensive an. Weiter-
bildung sollte zur vierten Säule des
Bildungssystems ausgebaut werden, hieß
es. Konkret beschlossen hat die Bundes-
regierung bisher ein so genanntes Bildungs-
sparen. Doch das ist kein tragfähiges
Fundament für einen Richtungswechsel hin
zum lebenslangen Lernen: Denn nach
wie vor ist jeder Einzelne prinzipiell für
seine berufliche Weiterbildung selbst
verantwortlich und muss dafür die finan-
zielle Hauptlast tragen. Der Staat
beschränkt sich darauf, Anreize zu setzen.

VON MECHTHILD BAYER UND ROMAN JAICH

Genau genommen ist der Begriff Bildungs-
sparen irreführend. Das Vermögensbil-

dungsgesetz (VermBG) soll ja lediglich um die
Möglichkeit ergänzt werden, Teile des An-
sparguthabens vor Ende der Bindungsfrist zur
Finanzierung von Weiterbildung zu entnehmen,
ohne dass dadurch die Arbeitnehmersparzulage
entfällt. Dies als Bildungssparen zu titulieren ist
vor allem eine Marketingstrategie. Noch viel
weniger passt der Name für die beiden anderen
geplanten Instrumente „Weiterbildungsprämie“
und „Weiterbildungsdarlehen“.

Nicht übersehen werden darf, dass der Einsatz
des Vermögenssparens für Bildungszwecke in
Konkurrenz zu anderen Verwendungsformen
steht. In zahlreichen Tarif-, Betriebs- und Dienst-
vereinbarungen ist Vermögenssparen für die
Rentenvorsorge vorgesehen. Zudem ist zweifel-
haft, ob sich die Verwendung des Vermögens für
ein immaterielles Gut „Bildung“ und den schwer
abschätzbaren Erträgen aus einer entsprechen-
den Investition gegen materielle – unmittelbar
nutzstiftende – Güter durchsetzen kann. Gerade
bei der Zielgruppe der einkommensschwachen,
häufig bildungsfernen Gruppen dürfte der ein-
deutig zu ermittelnde Anstieg der Rente den
Vorzug genießen. Das Angebot, Vermögens-
sparen für Bildungszwecke zu nutzen, wird somit
absehbar eine begrenzte Wirkung entfalten.

Ebenso ist fraglich, ob eine Prämie in Höhe
von 154 € geeignet ist, die Weiterbildungsbeteili-
gung nennenswert zu erhöhen. Allenfalls Kurz-

maßnahmen lassen sich damit bestreiten. Die sind
zwar verbreitet, aber keineswegs immer effektiv.
Somit werden die Maßnahmen der Bundes-
regierung die heterogene Weiterbildungsland-
schaft zwar um einige nachfrageorientierte
Instrumente „bereichern“. Die versprochene vierte
Säule des Bildungssystems wird so aber auf
keinen Fall entstehen, weil eine Gesamtstrategie
nicht erkennbar ist und die vorgeschlagenen
Instrumente nicht im Zusammenhang mit ande-
ren Weiterbildungsformen und Förderinstru-
menten diskutiert werden.

Bildungssparen und Bildungsprämie sind da-
mit beispielhaft für die defizitäre Weiterbildungs-
politik des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF). Die besteht darin, viele kleine,
unverbundene Reformbaustellen zu eröffnen.
Auch der Entwurf für die Reform des Aufstieg-
fortbildungsgesetzes (AFBG) ist hierfür ein
Beispiel. Solche Maßnahmen mögen zwar hier
und da positive Effekte haben, doch ein Plan
für das Gesamthaus fehlt. Auch in dem von
Bildungsministerin Schavan ins Leben gerufenen
„Innovationskreis Weiterbildung“ wurde viel
geredet und geschrieben. Die 2008 veröffentlich-
ten Empfehlungen bleiben aber weitgehend in
der Luft hängen: Sowohl finanzielle als auch
juristische Instrumentarien werden ausgeblendet
oder vermieden.

Das jetzt im Zusammenhang mit der
Qualifizierungsoffensive und der Weiterbildungs-
allianz programmatisch verkündete Ziel, die
Beteiligung der Erwerbsbevölkerung an „formali-
sierter Weiterbildung“ bis 2015 auf 50 Prozent
zu heben, ist dagegen greifbar und wird von den
Gewerkschaften durchaus begrüßt. Doch wie soll
es erreicht werden ohne konkreten Aktionsplan
und nachhaltige Strukturen? b

Das hat die Bundes-
regierung unter dem
Titel „Bildungssparen“
beschlossen:

W Eine Weiterbildungs-
prämie in Höhe von 50%
der Weiterbildungskosten
– maximal 154 € für
Alleinstehende mit bis zu
17.900 € und Verheiratete
mit bis zu 35.800 € zu
versteuerndem Ein-
kommen.

W Das Vermögensbildungs-
gesetz (VermBG) wird um
die Möglichkeit ergänzt,
zum Zwecke der beruf-
lichen Weiterbildung aus
dem Ansparguthaben vor
Ende der Bindungsfrist
Entnahmen vorzunehmen,
ohne dass die Arbeit-
nehmersparzulage
entfällt.

W Ein Weiterbildungsdar-
lehen kann unabhängig
von der Höhe und der
Form des Einkommens
in Anspruch genommen
werden. Damit wird
auch die Finanzierung
längerer und damit
teurerer Maßnahmen
ermöglicht.

W Die Komponenten sind
kumulativ anwendbar.

Schwe rpunk t : „B i l dungs s t ando r t Deu t s ch l and“



6

Fachkräftemangel –
hausgemacht
VON HANNELORE REINER

Was in der gegenwärtigen Diskussion unter
einer Fachkraft verstanden wird, bedarf

einer näheren Prüfung. Fest steht: Es geht nicht
um „schlichte“ FacharbeiterInnen. Die von Politik
und Wirtschaft beschworene Fachkraft hat ent-
weder einen Universitäts- oder Fachhochschul-
abschluss, mindestens aber neben dem Gesellen-
brief noch eine oder mehrere Fortbildungen vor-
zuweisen.

Dass es an Fachkräften mangelt, ist nicht neu.
Auch gibt es immer wieder neue Konzepte, wie
der Mangel zu beheben sei. Die letzte Bundes-
regierung versuchte – relativ erfolglos – Informati-
kerInnen per „Green Card“ ins Land zu holen.

Die Gründe, die zu dieser aktuell beklagten
Situation führten, sind vielfältig. Hier soll vor
allem auf solche eingegangen werden, die haus-
gemacht sind, also geändert werden können.

Erstens: Zu wenige junge Menschen studie-
ren. Zwar gibt es seit langem das Ziel, die Studier-
quote auf mindestens 40 Prozent eines Jahrgangs
zu erhöhen. Fakt ist jedoch, dass dieses Ziel seit
Jahren verfehlt wird. Neben den relativ neuen
Studiengebühren ist dies vor allem der Tatsache
geschuldet, dass es zu wenige Studienplätze gibt.
Zwar soll der im letzten Jahr geschlossene
Hochschulpakt Abhilfe schaffen, bis jetzt ist
jedoch noch wenig davon zu spüren. Flächen-
deckender NC und unübersichtliche Auswahl-
verfahren tun ein Übriges, die Studienneigung
gering zu halten.

Zweitens: Selbst wenn es irgendwann ge-
lingen sollte, die Studierendenquote zu erhöhen,
kommt das zur Behebung des aktuellen bzw. pro-
gnostizierten Fachkräftemangels zu spät. Deshalb
setzen Bundesbildungsministerin Annette Schavan
und die Wirtschaft vor allem auf die Qualifizierung
von Berufstätigen durch Weiterbildung.

Aber auch hier hat Deutschland im Vergleich
zu anderen Ländern ein riesiges Defizit. Es man-
gelt an der Durchlässigkeit zwischen der Berufs-
ausbildung und dem Hochschulsystem. Zwar gibt
es in den sechzehn Bundesländern sechzehn ver-
schiedene theoretische Möglichkeiten, auch ohne
Abitur zu studieren. Jedoch zeigen die prak-
tischen Erfahrungen, dass die bürokratischen
Hürden so hoch sind, dass nur ganz wenige den
Schritt wagen. Und auch Berufstätige, die das
Abitur haben, finden nur selten den Weg an
die Hochschule.

Das liegt auch daran, dass die meisten
Studienangebote wenig flexibel und kaum nach-
frageorientiert organisiert sind. Berufstätige
haben spezifische Lernbedürfnisse und in der
Regel andere Zeitpotenziale als junge Studie-
rende. Sie müssen Berufstätigkeit, Studium
(Weiterbildung) und Familie vereinbaren. Und
nach wie vor werden – trotz Bemühungen (siehe
Interview rechts) – berufliche Kompetenzen nicht
oder so gut wie nicht auf das Studienprogramm
anerkannt.

Einer der wenigen Schritte der Bundes-
regierung in die richtige Richtung ist das eben
beschlossene Programm für arbeitslose Inge-
nieurInnen. Sie können für die Dauer von 13
Monaten studieren und bekommen weiterhin
Arbeitslosengeld I oder II. Das ist etwas wirklich
Neues. Sonst gilt nämlich: Wer studiert, steht
dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung und hat
somit keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.

Dieses letztgenannte Beispiel, aber auch die
oben beschriebenen Gründe für die Abstinenz
von Berufstätigen an Hochschulen, entspringen
dem hergebrachten Entweder-oder-Denken.
Entweder Berufsausbildung oder Studium. Ent-
weder Arbeit oder Ausbildung/Studium. „Lebens-
langes Lernen“ ist in den Köpfen der Verant-
wortlichen noch nicht angekommen. b

Gehen in Deutschland bald
die Lichter aus, weil wir

nicht genügend Fachkräfte
haben? Wird der wirt-

schaftliche Aufschwung
gebremst, weil gut

Ausgebildete im Ausland
eine bessere Zukunft
erwarten? Schon seit

einigen Jahren wird immer
wieder darüber geklagt,

dass es einen Fachkräfte-
mangel geben wird.

Man muss jedoch schon
genauer hinsehen:

Gemeint sind vor allem
IngenieurInnen.

Schwe rpunk t : „B i l dungs s t ando r t Deu t s ch l and“
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biwifo: Die EU will die europäischen Berufsbildungssysteme
vergleichbar machen. Die erreichten Kompetenzen sollen dabei
der Maßstab sein. Muss das deutsche Berufsbildungssystem
grundlegend geändert werden?

Prof. Gerhard Bosch: Eigentlich nicht. Die duale Berufs-
ausbildung zielt auf Handlungsfähigkeit in breiten beruflichen
Einsatzfeldern. Dennoch wird ernsthaft diskutiert, wie man
Kompetenzorientierung bei uns einführen kann. Genau darum
aber ging es in den letzten 20 Jahren in den verschiedenen
Wellen der Berufsbildungsreform.

Immer wieder wird auch mit Hinweis auf andere Länder
die Forderung laut, die Ausbildung müsse modularisiert werden.
Ist die sinnvoll?

Man muss differenzieren. Im Sinne einer klar gegliederten
Ausbildung sind Module sinnvoll, weil sie Orientierung beim
Lernen geben. Eine Modularisierung von Abschlüssen aber ist
gefährlich. Auf der Hochschulebene würde ja auch niemand auf
die Idee kommen, einen Bachelor oder Master in Einzelteile auf-
zusplitten. Stellen Sie sich mal vor, Sie bewerben sich irgendwo
mit der Bemerkung: Ich habe einen Statistikschein und Scheine
in Makroökonomie I und II. Mit so einer Aussage kann ein
Unternehmen nichts anfangen. Bei der Berufsausbildung aber
gibt es genau solch eine Diskussion über Teilabschlüsse.

Sollte man aber nicht auch informell erworbene Kompe-
tenzen bewerten, wie es die EU tut?

Natürlich sollte man dies. Da stehen wir im Übrigen ganz gut
da. Jährlich legen etwa 40.000 Personen eine Externenprüfung
bei den Kammern ab. Es wäre allerdings falsch zu glauben, dass
die Mehrheit der Beschäftigten die notwendigen Kompetenzen
so nebenher erwerben kann und Ausbildungsverordnungen
nur lästiges Beiwerk sind. Mit diesem Denken wurde das einst
gute australische Berufsbildungssystem ruiniert.

Mit dem europäischen Qualifikationsrahmen soll das
Bildungssystem durchlässiger werden. Ist das nicht ein Chance?

Hierin sehe ich in der Tat eine große Chance. Wenn ein
Meister oder Techniker auf ein Fachhochschule geht, sollten ihm
Teile seiner Aus- und Fortbildung aufs Studium angerechnet
werden. In Deutschland wurden bislang immer Bildungsgänge
addiert. Das ist zeitaufwändig und abschreckend.

Prof. Gerhard Bosch ist Arbeits-
und Wirtschaftssoziologe an der
Universität Duisburg-Essen und

berät ver.di in Bildungsfragen

Und wie steht es mit den Hochschulen und den EU-Vorgaben?

Bislang ist nicht zu erkennen, dass in der Hochschulausbildung
über Kompetenzen gesprochen wird. Es wird in Modulen
gelernt, die alle ihr Eigenleben führen. In der europäischen und
deutschen Bildungsdiskussion ist eine eigenartige Doppelmoral
zu erkennen. Unterhalb der akademischen Ebene diskutiert
man über informelles Lernen und Teilkompetenzen, und auf der
akademischen Ebene werden die Curricula zementiert. Das
ist auch verständlich, weil akademische Bildung zunehmend
ein internationales Geschäft ist. Da ist es doch ganz klar, dass
die Hochschulen das Ablegen der Prüfung an die Kursteilnahme
binden.

Worin sehen Sie die größten Gefahren für das Berufs-
bildungssystem?

In der reinen Hochschulorientierung der Politik. Wir diskutie-
ren, wie wir Forschung und Entwicklung ausbauen und die Zahl
der Studierenden auf das OECD- Niveau erhöhen – aber wir
haben keine Zielgröße für die Zahl der Jugendlichen in Berufs-
ausbildung. Sowohl in den politischen Parteien als auch in
der Bildungsbürokratie wird Berufsausbildung vor allem als
Sozialpolitik für schwächere Jugendliche und nicht als Teil der
Innovationspolitik verstanden, und es wird kaum wahrgenom-
men, dass das berufliche Bildungssystem im Unterschied
zum Schulsystem grundlegend modernisiert wurde.

Aus Ihrer Sicht soll an den völlig falschen Schrauben
gedreht werden?

Ja. Ich halte das deutsche Berufsbildungssystem für inter-
national vorbildlich. Deutsche Facharbeiter sind das Geheimnis
unserer Wettbewerbsfähigkeit. Unsere Exportstärke kann man
nicht allein mit guten Ingenieuren erklären. Deutschland ist
ja auch ein Fertigungsland, und die Fertigung funktioniert nur,
wenn die Facharbeiter im Betrieb auch autonom zusammen-
arbeiten können. Das gilt übrigens auch für viele Dienst-
leistungsbereiche. Es wäre ökonomischer Selbstmord, diesen
Wettbewerbsvorteil zu Gunsten einer europäischen
Homogenisierung aufzugeben. b

Interview: Annette Jensen

„Doppelmoral
in der Bildungsdiskussion“

Schwe rpunk t : „B i l dungs s t ando r t Deu t s ch l and“
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W Weniger Hochschul-
absolventInnen

Der Wissenschaftsrat (WR)
befürchtet einen Studierenden-
mangel. Zur Sicherung des
volkswirtschaftlichen Wachstums
sei es erforderlich, dass 35 Pro-
zent eines Altersjahrgangs einen
Hochschulabschluss erlangen.
Derzeit sind es nur 22 Prozent.
Diese Zahlen sind nicht zu ver-
wechseln mit der Studierquote,
die auf mindestens 40 Prozent
angehoben werden soll. Letztere
bezieht sich auf die Abituri-
entInnen bzw. alle, die studien-
berechtigt sind. Zwar steigt seit
2003 die Zahl der AbiturientInnen
um jährlich 20.000, die Studien-
anfängerzahlen hinken aber
hinterher. Als möglichen Grund
nennt inzwischen auch der
WR die Einführung von Studien-
gebühren. Hinzu kämen die
Ausweitung des Numerus
Clausus und Probleme mit den
Bewerbungsverfahren.

W Weniger BaföG-
Geförderte

Erneut ist die Zahl der mit
BAföG geförderten SchülerInnen
und Studierenden gesunken.
Rund 806.000 haben 2007 eine
Förderung nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz
bekommen, dies sind 11.000
oder 1,4 Prozent weniger als im
Vorjahr; bereits 2006 war
die Quote um 1,3 Prozent abge-
sackt. Studierende bekamen
im Schnitt 375 € im Monat,
SchülerInnen 301 €. Der
Rückgang schonte die Kassen
von Bund und Ländern um
48 Millionen €. Für 2008 er-
wartet die Bundesregierung nun
eine deutliche Zunahme der
Ausgaben, weil am 1. August die
BAföG-Reform in Kraft getreten
ist. Diese sieht eine Erhöhung
des Höchstsatzes um 10 Prozent
und des steuerlichen Elternfrei-
betrages um 8 Prozent vor. Dass
die Reform zu spät kommt und
zu niedrig ausfällt, haben das
Deutsche Studentenwerk (DSW)
und die Gewerkschaften kriti-
siert (vgl. biwifo-report 1/2008).

B I L D U N G S M I S E R E

S tud i e rende

Neues aus dem
Gebührendschungel
Die CDU in Schleswig-Holstein beklagte

jüngst mal wieder, dass der Koalitions-
vertrag allgemeine Studiengebühren derzeit
ausschließt: Die „fehlenden“ zusätzlichen Ein-
nahmen seien ein Nachteil für die Hochschulen im
nördlichsten Bundesland. StudienbewerberInnen
scheinen dies anders zu sehen: Sie zieht die Ge-
bührenfreiheit vermehrt in den Norden.

Im Nachbarland Hamburg versucht der neue
Senat unterdessen, einen Kompromiss zu finden.
Die CDU, die erst 2007 allgemeine „Studienbei-
träge“ eingeführt hatte, einigte sich mit dem
neuen grünen Koalitionspartner auf nachgelager-
te Studiengebühren. Statt 500 € werden nun pro
Semester 375 € fällig – zahlbar nach Ende des
Studiums bzw. Überschreiten der Regelstudien-
zeit um zwei Semester. Als soziale Abfederung
müssen die frisch gebackenen AkademikerInnen
die Schulden erst zurückzahlen, wenn sie minde-
stens 30.000 € brutto im Jahr verdienen. Doch
wie so oft steckt der Teufel im Detail: Frühere
Befreiungsregelungen, etwa für Studierende mit

Kindern, chronisch Kranke oder Behinderte wur-
den beschnitten. Auch gilt die Stundung nicht für
alle: So müssen zum Beispiel Studierende aus
Nicht-EU-Ländern sofort zahlen – obwohl gerade
sie oft mit wenig Geld auskommen müssen und
durch das Ausländerrecht nur begrenzte Zuver-
dienstmöglichkeiten haben. Faktisch bedeutet
die neue Hamburger Regelung also nur eine
Absenkung der Gebührenhöhe; die grundsätz-
liche Zahlungspflicht wird nicht in Frage gestellt.
Von einer Verbesserung der Studiensituation
durch Gebühren kann in Hamburg übrigens kaum
die Rede sein: An der Universität stehen gerade
wieder Kürzungen an, und sogar die Abwicklung
ganzer Studiengänge ist nicht ausgeschlossen.

Dass der Trend zum Bezahlstudium auch um-
gedreht werden kann, macht Hessen vor: Am 17.
Juni beschloss die nicht-regierende Mehrheit im
Parlament die Abschaffung sowohl der allgemei-
nen als auch der Langzeitgebühren. b

Birthe Haak

Auch studentische Beschäftigte brauchen
einen Tarifvertrag. Um dem bundesweit

näher zu kommen, trafen sich im Mai im hessi-
schen Grünberg etwa 25 studentische ver.di-
Mitglieder. Mit von der Partie waren außerdem
Hauptamtliche, ein Personalrat aus Berlin, AStA-
VertreterInnen sowie Mitglieder anderer Gewerk-
schaften.

Bisher fallen Studierende an Hochschulen und
Forschungseinrichtungen aus dem Geltungs-
bereich des TV-L/TVöD raus. Die Höhe ihrer
Bezahlung obliegt dem Gutdünken der jeweiligen
Hochschule oder gar der ProfessorInnen, die sie
einstellen.

Dabei liegt eine tarifliche Absicherung der
immatrikulierten Beschäftigten auch im Interesse
der übrigen Belegschaft: Denn zunehmend
übernehmen Studierende – nicht selten durch
Studiengebühren finanziert – technische und ver-
walterische Tätigkeiten und verdrängen damit

Netz für einen Tarifvertrag
bisher bestehende Jobs in Hochschulen und
Forschungseinrichtungen. Für die Arbeitgeber-
Innen ist das hochinteressant: Diesen Be-
schäftigten bleiben nicht nur Tarifleistungen ver-
wehrt, sondern oft können sie per Gesetz auch
nicht durch die Personalräte vertreten werden.
Dazu kommt häufig noch ein doppeltes Ab-
hängigkeitsverhältnis: Diejenigen, die sie beschäf-
tigen, sind zumeist später noch PrüferIn.

Auch sozialpolitisch ist eine Tarifierung ge-
boten. In Berlin, dem einzigen Bundesland mit
einem Tarifvertrag für Studierende, finanzieren
laut einer Untersuchung die studentischen Be-
schäftigten ihr Studium zumeist durch den Job.
Dagegen kommt es Studierenden, die nicht nach
Tarif bezahlt werden, offenbar kaum auf das
Geld an, wie sich in Marburg zeigt. Das hat auch
unmittelbare Folgen für die jeweilige Mobilisier-
barkeit. b

Daniel Koster
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U M S T E U E R N

Der Beginn des Frauenstudiums an deut-
schen Universitäten liegt inzwischen über
100 Jahre zurück: gehaltene Reden und
getrunkener Sekt kündigten auf Jubiläums-
feiern von beachtlichen Erfolgen. Zweifler
sind in die Schranken verwiesen, so wie
Georg Lasson, der Hegels Werke herausgab
und 1897 zu Papier brachte: „Aber der
schrecklichste der Schrecken ist die Wissen-
schaftlichkeit der Weiber“. Dennoch ist
die Lage weiterhin ernüchternd.

VON ILSE NAGELSCHMIDT

Mit einem Frauenanteil von unter 10 Prozent
bei den Lehrstuhlinhabern (C4/W3- Profes-

sur) belegt Deutschland, um es sportlich zu for-
mulieren, einen Abstiegsplatz in der europäischen
Universitätsliga. In weiter Ferne liegen die erreich-
ten Quoten von Portugal oder Italien. Eine kon-
sequente Verwirklichung der EU-Richtlinie ist
Zukunftsmusik. Die Zahlen in Deutschland sta-
gnieren trotz Instrumenten wie E-Quality, Budge-
tierung, Gender Mainstreaming und Junior-
professur.

Dabei scheint die Ausgangslage nicht
schlecht. Mädchen haben die besseren Abitur-
noten, über die Hälfte der an Universitäten ein-
geschriebenen Studierenden sind junge Frauen,
die zudem noch schneller studieren als ihre
Kommilitonen. Doch unter den Promovierenden
sind nur ein Drittel Frauen, der weibliche Prozent-

Wo sind all
die Frauen?

satz unter den abgeschlossenen Habilitationen
liegt bei unter 20 Prozent. Wo sind all die guten
Studentinnen geblieben?

Weibliche Karrieren gelten in Deutschland in
allen Positionen noch immer als Ausnahmeer-
scheinungen. Im mittleren Management beträgt
die Quote etwa 20 Prozent, im Top-Management
liegt sie bei fünf Prozent. Frauen können – um
im Bild zu bleiben – mitspielen, aber die Regeln
gestalten Männer. Dabei sind die Abseitsfallen
bekannt: Frauen in Führungspositionen gelten als
unweiblich, der Wissenschaftsbetrieb ist auf die
männliche Karriere eingerichtet. Frauen verste-
cken sich häufig vor sich selbst, das Ja-Sagen zur
Karriere fällt schwer. Die Nobel-Preisträgerin
Christiane Nüsslein-Vollhard bringt es auf den
Punkt: „Wenn man eine Frau fragt, was sie
machen möchte, sagt sie, sie möchte gern for-
schen, sie liebt es, im Labor zu arbeiten und
Rätsel zu lösen. Fragt man einen Mann, sagt er,
er will Professor werden.“

Was ist zu tun?
1. Bereits im Kindergartenalter muss die Erzie-

hung zum Geschlechtsbewusstsein einsetzen.
Zeitig gilt es, Leitbilder zu entwickeln, die
berufliche Verantwortung, Kinder und Part-
nerschaft miteinander vereinbaren.

2. Networking ist kein Allheilmittel, richtig be-
trieben stärkt es aber das Zusammengehörig-
keitsgefühl und öffnet Wege in die Strukturen.

3. Die Diskussion um die Quote braucht eine
Neuauflage und muss aus der ideologischen
Enge der siebziger und achtziger Jahre heraus-
geführt werden.

4. Frauenkompetenzen an den Universitäten
breiter zu nutzen bedeutet, weibliche Lebens-
läufe und deren anderes Anspruchs- und
Qualifizierungsprofil anzunehmen. Auch für
Frauen muss Karriere zu den identitätsstiften-
den Momenten gehören.

5. Unter dem Konzept von Gender Main-
streaming gilt es, die Berufungskriterien
radikal zu überdenken. Seit Jahrzehnten prak-
tizierte Verfahren schrecken mehr ab, als
dass sie hilfreich sein könnten.

6. Frau ist (noch) immer die beste Konkurrentin
der Frau. Mentoringnetzwerke und gezieltes
Coaching von Frauen gehören an deutschen
Universitäten zu den Ausnahmeerschei-
nungen. Das muss sich ändern.

Das alles liegt nicht nur im Interesse der
Frauen selbst. Denn wie hat Renate Schmidt,
Bundesministerin a.D. ganz richtig formuliert:
„Frauen wollen Macht für eine Sache, Männer
für sich.“ b

W Bildung kostet
Ein von der Hans-Böckler-

Stiftung in Auftrag gegebenes
Gutachten zum Thema „Gesell-
schaftliche Kosten eines zu-
kunftsfähigen Bildungssystems“
berechnet den finanziellen
Aufwand eines reformierten
Bildungssystems. Autor Roman
Jaich kommt zu dem Ergebnis,
dass pro Jahr 37 Milliarden €
mehr ausgegeben werden müss-
ten als heute – eine ähnliche
Summe, die auch schon unser
Fachbereich einmal geschätzt
hatte. Darin enthalten sind
Investitionen insbesondere für
Kindertagesstätten und Hoch-
schulen. Zur Finanzierung
schlägt der Wissenschaftler eine
„Solidarische Einfachsteuer“
vor.

http://www.boeckler.de/
pdf_fof/S-2008-88-2-1.pdf

Selbstverpflichtung
der Deutschen
Forschungsgemeinschaft

Die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft (DFG) will die Zahl
der Professorinnen in den
kommenden fünf Jahren deutlich
erhöhen. Jedes einzelne Institut
soll eine Selbstverpflichtung ver-
abschieden und selbst festlegen,
wie es vorgeht. Außerdem sind
Stipendien geplant, um Frauen
den Wiedereinstieg nach einer
Babypause zu erleichtern. Auch
die Kinderbetreuungsangebote
an den Hochschulen sollen ver-
bessert werden. Einer allgemei-
nen Frauenquote erteilte DFG-
Präsident Matthias Kleiner
dagegen eine Absage. Im Jahr
2013 will die DFG Bilanz ziehen.

Die DFG ist mit Abstand der
größte Geldgeber für die deut-
sche Hochschulforschung. 2007
wurden 21.100 Projekte mit fast
2,2 Milliarden € gefördert. Etwa
zwei Drittel des Etats kommen
vom Bund, den Rest zahlen
die Länder. b
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W Hochschulrektoren
wollen Exzellenzinitiative
fortsetzen

Noch vor der verabredeten
Evaluation der Exzellenzinitiative
durch ein Wissenschaftler-
gremium hat die Hochschul-
rektorenkonferenz (HRK) bereits
Empfehlungen ausgesprochen.
Die HRK fordert eine Fortsetzung
des Programms und eine Er-
höhung der Mittel um 50 Pro-
zent. Zudem sollten künftig auch
Konzepte für die Lehre einbezo-
gen und der Förderzeitraum auf
sieben Jahre verlängert werden.
Die Empfehlungen richten sich
zum einen an Bund und Länder,
die die Exzellenzinitiative finan-
zieren. Aber auch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG)
sowie der Wissenschaftsrat als
fachlich zuständige Gremien
sind angesprochen. Diese waren
allerdings wenig begeistert
über das Vorpreschen der HRK.

W BMBF bekommt
mehr Geld

Jubel im BMBF: Der Etat des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung erhöht sich im
kommenden Jahr um 7,8 Pro-
zent, das ist ein Plus von
730 Millionen €. Damit stehen
dem Ministerium von Annette
Schavan nun 10,080 Milliarden €
zur Verfügung. Trotz dieser
Erhöhung betragen die Aus-
gaben für Forschung und
Entwicklung (FuE) aber nach wie
vor nur 2,8 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts. Sollen die
EU-Vereinbarungen eingehalten
werden, müsste es aber auch
im Jahr 2010 noch einmal eine
deutliche Aufstockung geben:
Die europäischen Staats- und
Regierungschefs hatten 2001 in
Lissabon beschlossen, dass die
Quote dann bei 3 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts liegen
sollte.

http://www.bmbf.de/_media/
press/Eckdaten_RegE_2009_
(Anlage_PM).pdf

I N V E S T I T I O N E N

W i s s en s cha f t l e r I nnen

Im April 2007 trat das Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz (WissZeitVG) in Kraft. Wie bisher

können Arbeitsverträge von wissenschaftlichen
und künstlerischen Beschäftigten auf insgesamt
12 Jahre befristet werden, ohne dass dafür ein
sachlicher Grund angegeben werden muss. Im
Bereich der Medizin gelten bis zu 15 Jahre. Neu
ist, dass sich bei der Betreuung von Kindern
die zulässige Befristungsdauer in der Qualifi-
zierungsphase um zwei Jahre pro Kind verlängert.

Diese familienpolitische Komponente spielt
im Alltag der Hochschulen und Forschungsein-
richtungen allerdings nur eine geringe Rolle.
Dagegen wünschen sich viele Mütter und Väter
familienfreundlichere Bedingungen während sie
arbeiten. Sie fragen nach variablen Arbeitszeit-
modellen, Teilzeitangeboten und Hilfen bei der
Kinderbetreuung. Hier freilich hat das neue
Gesetz nichts anzubieten.

Dagegen hat es den Institutionen Rechts-
sicherheit bei Projekten verschafft, die aus

Boom der
Zeitverträge

Drittmitteln finanziert werden. Für die wissen-
schaftlichen und künstlerischen Beschäftigten ist
diese Regelung noch hinnehmbar: Häufig stellt
sie die einzige Chance dar, nach Ablauf der
Qualifikationsphase im Wissenschaftssystem tätig
werden zu können. Nicht akzeptabel ist dagegen,
dass die Regelung auch für nichtwissenschaftliche
Beschäftigte gilt, und das Gesetz weder die
Anzahl solcher befristeter Arbeitsverträge noch
deren Dauer limitiert. Deshalb befürchtet ver.di
eine ausufernde Befristungspraxis.

Dabei müssten gerade umgekehrt attraktive
Arbeitsbedingungen geschaffen werden, damit
Hochschulen und Forschungseinrichtungen die an
sie gestellten Anforderungen erfüllen können. Die
EU-Kommission hat deshalb schon 2005 in der
„Europäischen Charta für Forscher“ für stabilere
Beschäftigungsbedingungen plädiert.

Im Vorfeld der für 2009 angekündigten Über-
prüfung des WissZeitVG im Bundestag fordert
ver.di nun, dass die Wissenschaftseinrichtungen
ihre Befristungspraxis überprüfen und der
Personalentwicklung eine größere Bedeutung
zuweisen. Im Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder (TV-L) haben die Tarifpartner
bereits vereinbart, dass mit der Frage der
Befristungen verantwortungsvoll umgegangen
werden soll. b Uwe Meyeringh

Langsam geht es mit dem „Wissenschafts-
freiheitsgesetz" voran. Nachdem die Bundes-

regierung vor einem Jahr in Meseberg eine ent-
sprechende Initiative angekündigt hatte, legte
Annette Schavan am 30. Juli einen Fünf-Punkte-
Plan im Kabinett vor. Erklärtes Ziel der Regierung
ist es, den außeruniversitären Forschungsein-
richtungen größere Freiräume in den Bereichen
Haushalt, Personal, Vernetzung, Bau und Be-
schaffung zu eröffnen.

ver.di begrüßt das Anliegen im Prinzip, fordert
aber mehr Tempo und Durchschlagskraft. „Das
von der Bundesregierung vor einem Jahr vollmun-
dig angekündigte Wissenschaftsfreiheitsgesetz ist
in den Ressortmühlen zerrieben worden,“ urteilt
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Petra Gersten-
korn. Die im Fünf-Punkte-Plan beschriebenen
Einzelmaßnahmen müssten nun endlich zügig
umgesetzt werden. Die Leitungen der For-
schungseinrichtungen seien gefordert, verant-
wortlich mit dem Zuwachs an Autonomie um-

Die freie Wissenschaft
braucht feste Stellen

zugehen. Sie sollten ihn nutzen, um die Arbeits-
zufriedenheit der Beschäftigten zu erhöhen und
die Perspektiven des wissenschaftlichen Nach-
wuchses zu verbessern. Aus gewerkschaftlicher
Sicht wird dies vor allem in einer engen Zusam-
menarbeit mit den Betriebsräten gelingen.

Die Bundesregierung hat angekündigt, „die
Anstellungskonditionen für Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler zur Stärkung der internatio-
nalen Konkurrenzfähigkeit der Forschungsein-
richtungen gemeinsam weiterzuentwickeln“. Das
ist im Prinzip zu begrüßen.

Doch ver.di hält es keineswegs für ausrei-
chend, sich dabei auf die wissenschaftlichen
Beschäftigten an den Forschungseinrichtungen zu
beschränken. Vielmehr müssen entsprechende
Verbesserungen für alle Beschäftigten ausgehan-
delt werden. Grundlage dafür sollte der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) sein,
der um forschungsspezifische Anforderungen
ergänzt wird. b Uwe Meyeringh
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W Tarifvertrag für
die DAA

Beschäftigte der DAA GmbH
erhalten seit dem 1. Juli 2008
linear 3,8 Prozent mehr Gehalt.
Gleichzeitig wurde eine Vorteils-
regelung durchgesetzt für Be-
schäftigte der DAA, die Mitglied
in ver.di sind. Sie erhalten in
den nächsten drei Jahren eine
halbjährliche Sonderzahlung
in Höhe von 90 €, Auszubildende
45 €. Darüber hinaus bekommen
alle Vollzeitbeschäftigten eine
Einmalzahlung von 250 €,
Teilzeitbeschäftigte anteilig.
Der Vertrag läuft bis zum
31. Dezember 2009.

W Vorschläge zur Aus-
und Weiterbildung

17 prominente Wissenschaft-
lerInnen haben sich auf Bitten
von ver.di und anderen Gewerk-
schaften bereit gefunden, über
die Zukunft der beruflichen
Bildung nachzudenken. Der
wissenschaftliche Beraterkreis
nimmt Stellung zu aktuellen
Fragen der beruflichen Aus- und
Weiterbildung. Die gedruckte
Broschüre kann bestellt werden
über berufsbildungspolitik@
verdi.de
Im Internet ist sie zu finden
unter:
http://berufsbildungspolitik.v
erdi.de/publikationen/gewerk
schaftseigene

W Weniger ausländische
Studierende

Im vergangenen Jahr sank
die Zahl ausländischer Studie-
render erstmals seit dem Jahr
2000. Zwar studierten mit
246.400 nur rund 2000 oder
knapp ein Prozent weniger
als zuvor. Angesichts des Ziels,
im Jahr 2011 rund 300.000
ausländische Studierende in
Deutschland haben zu wollen, ist
die Entwicklung aber ernst zu
nehmen. Der Deutsche Akade-
mische Austauschdienst (DAAD)
erhält deshalb in den nächsten
vier Jahren 100 Millionen €
zusätzliche Haushaltsmittel.

M E L D U N G E N

B ib l i o theka r I nnen

Die neuen Tarifverträge im öffentlichen
Dienst sind schon seit einer Weile in Kraft.
Was noch aussteht, ist die Verabschiedung
der prinzipiell vereinbarten „Entgelt-
ordnung“. Damit könnten viele Tätigkeiten
von BibliothekarInnen endlich angemessen
bewertet werden.

VON WOLFGANG FOLTER

Seit TVöD und TV-L in Kraft getreten sind,
haben viele Beschäftigte schmerzlich erfahren,

was die Abschaffung bislang bekannter Tarif-
elemente wie Bewährungsaufstieg oder die An-
rechnung von Berufserfahrung bei einem Arbeit-
geberwechsel bedeuten. Nun richten sich alle
Hoffnungen auf die neue Entgeltordnung, mit der
die Tätigkeiten im öffentlichen Dienst neu bewer-
tet werden sollen. Die Tarifparteien hatten beim
Abschluss von TVöD und TV-L die Erarbeitung
einer solchen Entgeltordnung vereinbart. Sie
gehört damit zwingend zum neuen Tarifrecht und
soll die bisherigen Regelwerke zur Eingrup-
pierung – Vergütungsordnung für Angestellte
und Lohngruppenverzeichnisse für ArbeiterInnen –
ablösen.

Gesucht wird eine eierlegende Wollmilchsau:
Keine Eingruppierung soll sich verschlechtern –
das ist gemeint mit „Erhalt der Wertebenen“.
Zugleich erhoffen sich alle eine Höhergruppie-
rung. Und die neue Entgeltordnung soll außer-
dem noch modern, transparent, gerecht, diskrimi-
nierungsfrei und durchlässig sein. Auch das
Zulagen(un)wesen soll mit ihr neu geregelt
werden.

Nach langer Vorbereitung verabschiedete die
Bundestarifkommission im März 2007 das
„ver.di-Modell einer Entgeltordnung“ sowie
ein ergänzendes „Strukturmodell“ und präsen-
tierte alles im Herbst der Arbeitgeberseite. Der
Vorschlag enthält Definitionen für alle 15 Ent-
geltgruppen – die so genannten „Grundmerk-
male“. Sie orientieren sich an Kenntnissen und
Fertigkeiten wie Ausbildungsabschlüssen, ohne
diese aber zwingend zu fordern. Mit Absicht wur-
den sie teilweise mit unbestimmten Rechts-
begriffen wie „vielseitig erweiterte Kenntnisse“
formuliert. Beides zusammen führt zu einer
Durchlässigkeit über alle Entgeltgruppen hinweg.

Hinzu kommen fünf „Zusatzmerkmale“:
Selbstständige Leistungen, Verantwortung,
Schwierigkeit, soziale Kompetenz, psychische
oder physische Anforderungen. Ist ein solches Zu-
satzmerkmal wenigstens bei einem Viertel der
Tätigkeit gegeben, erhöht das die Eingruppierung
nach dem ver.di-Modell um eine Entgeltgruppe.
Mehrere Zusatzmerkmale führen zu einer
Erhöhung um entsprechend viele Gruppen.
Schließlich ist noch ein „weiteres Eingruppie-
rungselement“ geplant: 300 € für Leitung, An-
leitung oder Ausbildung.

Dieses Modell würde den bundesweiten
„Allgemeinen Teil“ einer Entgeltordnung darstel-
len. Nach dem „Strukturmodell“ könnte es dann
daneben weitere „Besondere Teile“ für Sparten,
bestimmte Berufsgruppen oder die Bundes- und
Landesbezirksebenen geben. In diesen würde
nicht nach Grund- und Zusatzmerkmalen, son-
dern nach „Funktionsmerkmalen“ eingruppiert –
das sind exakt und abschließend bestimmte
Bewertungen für bestimmte Tätigkeiten oder
Berufe.

Nach vielen Diskussionen – auch in den
Landesbezirken – ist die „Bundesarbeitsgruppe
Archive, Bibliotheken, Dokumentationseinrich-
tungen“ (BAG ABD) zu der Überzeugung ge-
langt, dass das „ver.di-Modell“ gut geeignet ist,
die seit Jahrzehnten bestehende unangemessen
schlechte Eingruppierung in Bibliotheken abzu-
bauen. Verschlechterungen dürften ausgeschlos-
sen sein; auch Stellen, die aufgrund von Be-
standszahlen oder Unterstellungen bisher höher
eingruppiert waren, können über „Zusatzmerk-
male“ abgesichert werden. Zugleich aber ver-
spricht das „ver.di-Modell“ eine Vielzahl besserer
Bewertungen, da für den Bibliotheksbereich
gänzlich neue Kriterien und Anforderungen eine
Rolle spielen.

Die BAG ABD plädiert dafür, dass der Bereich
ausschließlich im „Allgemeinen Teil“ einer neuen
Entgeltordnung angesiedelt werden sollte. Es
wäre unmöglich und damit auch unsinnig, die
vielfältigsten Zuschnitte, die die Tätigkeiten und
Aufgabenbereiche in den unterschiedlichsten
Bibliotheken haben können, in einengenden
Funktionsmerkmalen festzuschreiben. b
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Eierlegende Wollmilch-
sau gesucht
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Hochs chu l en

Die Verwaltungsstrukturen an den Univer-
sitäten werden gegenwärtig tiefgreifend
umgestaltet. Die Landesgesetzgeber haben
mit dem Hochschulrat eine Institution
geschaffen, die über weit reichende
Kompetenzen für ihre Steuerung verfügt.

VON WERNER SCHWARZ

Nicht nur die parlamentarische Repräsentation
gesellschaftlicher Interessen durch Landes-

parlament und -regierung verliert an Einfluss. Vor
allem die Selbstverwaltung der Hochschulen büß-
ten ihre bisherige Bedeutung ein. Ziel der Neue-
rung ist es, Hochschulen von zusätzlichem,
externem Sachverstand profitieren zu lassen.

An der sozialwissenschaftlichen Fakultät der
Ruhr-Universität wurde zu Beginn des Jahres 2008
eine bundesweite Studie über erste Erfahrungen
mit den neuen Hochschulräten durchgeführt, die
von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wurde.1

In 61 Prozent der untersuchten Hochschulräte

sitzen nicht nur externe, sondern auch interne
Vertreter der Universitären und Hochschulen – in
den meisten Fällen ProfessorInnen. Die externen
Mitglieder kommen zu etwa gleichen Teilen aus
der Wirtschaft und der Wissenschaft. Allerdings
dominieren an Fachhochschulen, Technischen Uni-
versitäten und Privathochschulen die Wirtschafts-
vertreter, die insbesondere aus Großunternehmen
stammen und nicht selten mehr als 50 Prozent der
Sitze einnehmen.

Sowohl der Frauenanteil mit 22 Prozent als
auch die Zahl der GewerkschaftsvertreterInnen
mit nur 3 Prozent ist äußerst gering. Ursachen-
forschung für die mangelnde Berücksichtigung
von GewerkschafterInnen tut Not. Darüber hinaus
gibt es bisher kaum Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Gewerkschaftsmitgliedern. Ihre Vernet-
zung stellt somit eine wichtige Zukunftsaufgabe
für die Gewerkschaften dar. b

1 Jörg Bogumil/Rolf G. Heinze u. a. (2008), Hochschulräte als neues
Steuerungsinstrument? – Eine empirische Analyse der Mitglieder und
Aufgabenbereiche, pdf-Dokument

Externe steuern
die Hochschulen

W In NRW sind alle
Stühle besetzt

In NRW haben alle 26
öffentlich-rechtlichen Universi-
täten und Fachhochschulen
Hochschulräte installiert. Von
den 216 Räten sind 30 Prozent
Frauen. Das älteste Mitglied ist
78, das Jüngste 29. Etwa zwei
Drittel sind Externe. 67 Hoch-
schulräte stammen aus der
Wirtschaft, 60 aus der nationa-
len und internationalen Wissen-
schaft und 19 aus weiteren
gesellschaftlichen Bereichen.
Aus der Wirtschaft kommen
etwa Bundesbankpräsident
Axel Weber (Universität Siegen),
Arcandor-Chef Thomas
Middelhoff (Universität Münster),
Alfred Oberholz von Evonik
Degussa (RWTH Aachen) oder
Achim Berg, Chef von Microsoft
Deutschland GmbH (FH Köln).
Hochschulratsmitglieder aus
den Medien sind etwa Nina
Grunenberg, ehemalige stell-
vertretende Chefredakteurin der
„Zeit“, die bei der FH Aachen
im Gremium sitzt. Aus der Politik
kommen Ex-NRW-Gesundheits-
ministerin Birgit Fischer
(Universität Bochum und DSH
Köln), der FDP-Mann Klaus
Kinkel und der Grüne Michael
Vesper (beide Sporthochschule
Köln) sowie Klaus Töpfer (Uni-
versität Paderborn) von der CDU.

W Konflikt in Siegen
beigelegt

In Siegen kam es erstmals
zu einem handfesten Konflikt
zwischen dem Hochschulrat der
Universität und dem Senat, in
dem die Professoren die Mehr-
heit haben. Der Hochschulrat
hatte im Juli einen Nachfolger
des noch amtierenden Rektors
gewählt, wie es laut Hochschul-
freiheitsgesetz seine Aufgabe ist.
Der Amtsinhaber und der Senat
protestierten. Nun wurde verein-
bart, dass Senat und Hochschul-
rat Kriterien für die Kandidaten-
suche erarbeiten.

H O C H S C H U L R Ä T E

Das Ziel des dreitägigen Workshops Ende Juni:
ver.dianerInnen, die bereits auf dem

„Campus der Zukunft“ aktiv sind, wollten neue
Ideen sammeln, sich vernetzen und Mit-
streiterInnen gewinnen. Am Schluss
war klar: Das ist gelungen. Von
den 26 TeilnehmerInnen sind nach
Selbstauskunft acht bisher ein wenig
aktiv auf dem Campus, vier fühlen
sich dort bereits zuhause und auch die 14
Personen, die erstmals mit dem Projekt in Kontakt
gekommen waren, können sich nun eine
Mitarbeit vorstellen.

Am Anfang gab es zwei Referate über den
„Wissenschaftlichen Mittelbau“ sowie über „Gute
Arbeit und Betriebsklima“, die die Ideenfindung
anregen sollten. Bestehende Projekte wie der
Arbeitskreis „Gute Arbeit“ an der FH Hannover
oder die Studierendengruppe in Greifswald fan-

Zunehmend Betrieb auf
dem „Campus der Zukunft“

den nach intensiven Diskussionen weitere
AnhängerInnen. Die Personalräte der Hochschul-
region Stuttgart / Fils Neckar-Alb wollen sich
stärker vernetzen (siehe Seite 13), und auch ein

paar ganz neue Projektinitiativen
wurden gestartet. So soll demnächst
ein Workshop stattfinden zum
Thema „Arbeits- und Einkommens-
bedingungen für Sekretärinnen und

Sekretäre an Hochschulen“. Nach drei Tagen
intensiver Arbeit schälte sich zudem immer deut-
licher heraus, was die Beteiligten unter „Campus
der Zukunft“ verstehen und davon erwarten.
Hotspots des Projekts sind gegenwärtig in
Greifswald, Hannover, Oldenburg, Regensburg
und Berlin zu finden. b

Maya Schwiegershausen
www.campus-der-zukunft.verdi.de

Campus
d e r Z u k u n f t
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Das gu te Be i sp i e l

2006 gab es an der Uni Hohenheim eine
Premiere: Zum ersten Mal wurde gestreikt.
Uns Gewerkschaftsmitglieder stellte das
vor eine große Herausforderung. Denn es
war keineswegs einfach, die KollegInnen
von ihren Arbeitsplätzen wegzulocken.
Immer wieder hörten wir: „Gerade heute
muss ich meinen Versuch abschließen.“
Oder es hieß: „Wer versorgt die Pflanzen
in meinem Versuch, wenn ich nicht an
der Uni bin?“

VON GUNTER FELLMANN

Dabei war die Einsicht, dass man sich für einen
Tarifvertrag einsetzen muss, bei den meisten

durchaus vorhanden und sie begrüßten den
Streik. Doch selbst aktiv werden? Fehlanzeige.

Und noch etwas haben wir in dieser Zeit fest-
gestellt: Viele KollegInnen übernehmen in hohem
Maß Verantwortung und sogar Vorgesetzten-
aufgaben – obwohl sie weder in einer derartigen
Position sind noch dafür bezahlt werden.
Natürlich haben sie dadurch auch Vorteile: Sie
erreichen eine gewissen Autonomie bei der
Arbeit, können Prioritäten setzen und ihre eigene
Arbeit relativ selbst bestimmt einteilen. Gerade
dadurch identifizieren sich viele stark mit ihrem
Tun. In der Konsequenz kann dies aber zur
Selbstausbeutung führen – und manchmal ist
sogar Arbeit zu jeder Tages- und Nachtzeit die
Folge. Die Anerkennung für ihre Arbeit scheint
manchen KollegInnen wichtiger zu sein als eine
gerechte Bezahlung. Forschungsziele, Konkur-
renzsituationen mit anderen Labors oder Arbeits-
gruppen werden ohne Reflexion und ohne Not
verinnerlicht.

Dies ist eine Konsequenz des Laissez-faire-
Führungsstils, der in weiten Bereichen unserer Uni
Einzug gehalten hat. Die Folgen sind – mit
Abstand betrachtet – fatal: Sobald Vorgesetzte
nur grobe Ziele stecken und mit ein paar schwam-

migen Hinweisen auf eine anstehende Begut-
achtung den Fluss von Drittmitteln in Frage stel-
len, rennen alle in die gewünschte Richtung. Und
die starke Verbreitung von befristeten Arbeits-
verhältnissen tut ein Übriges.

Uns sitzt – bildlich gesprochen – ein Krokodil
im Nacken. Wenn die „selbst“gesetzten Ziele
nicht erreicht werden, schnappt es zu. Der Arbeit-
geber hat sich erfolgreich seiner Aufsichts-
funktion entledigt.

Als der Arbeitskampf vorbei war, begannen
wir zu überlegen, wie wir diese Probleme ange-
hen könnten, um für die nächste Tarifrunde bes-
ser gewappnet zu sein. Wir schrieben Flyer und
legten eine Internet-Seite an. Dabei wurde auch
klar, dass wir auch untereinander durchaus ver-
schiedene Sichtweisen haben.

Ein Teil von uns lebt selbst mit der Aufgabe,
MitarbeiterInnen zu „führen“ und zu motivieren.
Für einen anderen Teil ist die gewerkschaftliche
Sicht „Ihr da oben, wir da unten“ in Ordnung.
Aus dieser Perspektive liegt die Funktion von
Arbeit vor allem darin, Geld zu verdienen. Spaß
und Anerkennung sind so gesehen perfide Tricks
der Arbeitgeber, sich das Leben leicht und uns
schwer zu machen.

Die Beschäftigung mit Fragen wie „Wann
macht mir Arbeit Spaß?“ und „Wie frei ist mein
Wille, wenn ich etwas freiwillig mache?“ fiel auf-
grund der unterschiedlichen Einstellungen nicht
leicht. Eine erste öffentliche Einführung in das
Thema leisteten drei KollegInnen. Sie führten bei
einer Personalversammlung ein kleines Theater-
stück auf, bei der die Symbolfigur des Krokodils
die zentrale Rolle spielte.

Als GewerkschafterInnen wünschen wir uns,
dass auch KollegInnen mitdiskutieren und -nach-
denken, die beim letzten Streik überzeugt waren,
ohne sie bräche ihre Arbeit, eventuell sogar die
gesamte Universität zusammen.

Der nächste Streik kommt bestimmt – und wir
arbeiten daran, dass dann mehr KollegInnen mit
auf die Straße gehen. Unsere Ideen und
Erfahrungen wollen wir auch im Rahmen des
„Campus der Zukunft“ weitergeben. b

W Familienzimmer
an der Fachhochschule
in Stendal

Am Fachhochschulstandort
Stendal gibt es ein Familien-
zimmer. Das „FaZi“ wurde von
einer Gruppe von Studierenden
unter der Leitung von Prof.
Beatrice Hungerland initiiert und
weitgehend umgesetzt. Es stellt
keine Regelbetreuung für Kinder
dar, die es in Stendal in aus-
reichender Zahl gibt, sondern
eine ergänzende, bedarfsange-
passte Kinderbetreuung für die
Kinder von Studierenden und
MitarbeiterInnen. Studierende
des Fachbereichs Angewandte
Humanwissenschaften knüpfen
und halten Kontakte mit Eltern
und leisten stundenweise
Betreuungsarbeit. Für diese
Zeiten gibt es eine Anrechnung
als Projektstudium oder
Praktikum.

W Politisches Gemüse
in Tübingen

Um die städtischen Grün-
flächen zur studentischen
Selbstversorgung zu nutzen,
gingen „Guerilla-Gardeners“ in
Tübingen ans Werk und
pflanzten zwischen Universitäts-
gebäuden Gemüse und Kräuter.
Damit wollten sie sowohl gegen
die Rationalisierung von Bildung
als auch öffentlicher Flächen
protestieren und einen konkre-
ten Beitrag zur Selbstversorgung
leisten.

W Hamburger Ex-Senator
jetzt bei Bertelsmann

Als Parteiloser im Hamburger
CDU-Senat setzte sich Jörg
Dräger für die Einführung von
Studiengebühren ein, machte
eine Rüstungslobbyistin zur Uni-
präsidentin und betrieb Nach-
wuchsarbeit für den E-Learning-
Sektor des Bertelsmann-
Konzerns. Nun sitzt er als
„Bereichsleiter Bildung“ in der
Gütersloher Bertelsmann
Stiftung.

S E L B S T H I L F E

Campus
d e r Z u k u n f t

Krokodile
im Nacken
behindern
den Streik
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Die Zuständigen in den Ländern
In 13 Fachbereichen wird die Arbeit organisiert.

Der Fachbereich Bildung, Wissenschaft und
Forschung, in der Aufzählung der Fachbereich mit
der Nummer fünf, umfasst etwa 60.000 Mit-
glieder. Mit einem einzigen Bundesvorstands-
mitglied ist es da nicht getan. Viele ehren- und
hauptamtliche Kolleginnen und Kollegen in den
Landesbezirken, Bezirken und Ortsvereinen wir-
ken bei der erfolgreichen gewerkschaftlichen
Interessenvertretung mit.

Den LandesbezirksfachbereichsleiterInnen
kommt dabei eine besondere Aufgabe zu. Sie
sind die zuständigen KoordinatorInnen unserer

Arbeit in der gesamten Bundesrepublik. Elf ver.di-
Landesbezirke gibt es – und folglich elf Landes-
bezirksfachbereichsleiterInnen. Ihre Zuständigkeit
umfasst auch regionale Tarifverhandlungen und
die Umsetzung der gewerkschaftlichen Arbeit in
den Regionen. Nicht alle betreuen ausschließlich
unseren Fachbereich. Aber sie werden immer ein
offenes Ohr für die Anliegen und Probleme der
Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich
Bildung, Wissenschaft und Forschung haben.
Untenstehend stellen wir sie vor. b

Holger Menze

ver.di –
eine Gewerkschaft mit

2,3 Millionen Mitgliedern
aus 1.000 Berufen.
Wer behält da den

Überblick, wer steckt
dahinter, damit

alles klappt, der Einzelne
zu seinem Recht kommt,

die Interessen vieler
Gruppen und Bereiche

berücksichtigt
werden?

ve r. d i - S e r v i c e

Landesbezirk Name Tel.-Nr. dienstl. E-Mail

Landesbez i rks fachbere i chs le i te r Innen

Seminare und Veranstaltungen des Fachbereichs

Datum Anlass

Nord Jens Mahler (04 51) 81 00-8 13 jens.mahler@verdi.de

Niedersachsen/Bremen Brigitte Schütt (05 11) 1 24 00-2 60 brigitte.schuett@verdi.de

Berlin/Brandenburg Norbert Konkol (030) 88 66-53 02 norbert.konkol@verdi.de

Nordrhein-Westfalen Uwe Meyeringh (02 11) 6 18 24-3 05 uwe.meyeringh@verdi.de

Rheinland-Pfalz Peter Schmitt (0 61 31) 97 26-1 50 peter.schmitt@verdi.de

Hessen Birgit Braitsch (069) 25 69-13 40 birgit.braitsch@verdi.de

Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen Karla Weich (03 41) 5 29 01-2 50 karla.weich@verdi.de

Bayern Barbara Zahn (089) 5 99 77-10 50 barbara.zahn@verdi.de

Baden-Württemberg Waltraud Al-Karghuli (07 11) 8 87 88-05 00 waltraud.al-karghuli@verdi.de

Hamburg Roland Kohsiek (040) 28 58-40 51 roland.kohsiek@verdi.de

Saar Stefan Schorr (06 81) 9 88 49-1 40 stefan.schorr@verdi.de

17. bis 19. September Informationskompetenz u.gesellschaftspolitische Zusammenhänge, Würzburg

18. bis 19. September Prekäre Beschäftigung – Gemeinsame Arbeitstagung mit dem FB 13, Berlin

22. bis 26. September Aktiv in Betrieb und Gesellschaft, Seminar, Berlin

29. September Campus der Zukunft, Treffen der Projektgruppe, Berlin

29. Sept. bis 1. Oktober Gleiche Arbeit – Neuer Firmenname – Weniger Geld? Seminar, Berlin

17. bis 18. Oktober Qualitätsentwicklung an Hochschulen, Tagung in Berlin (siehe auch linke Spalte)

27. bis 31. Oktober Aktiv im Betrieb und in der Gesellschaft, Seminar, Stenden

3. November Sozialstandards für Studentenwerke – Wege der Durchsetzung, Seminar, Berlin

14. bis 16. November Berufseinstieg Wissenschaft, Seminar, Saalfeld

Campus
d e r Z u k u n f t

W Wer baut mit an der
neuen Hochschule?

Gute Bildung an Hochschulen
setzt gute Arbeitsbedingungen
und ein funktionierendes Quali-
tätssicherungssystem voraus.
Darum soll es auf der Tagung
„Qualitätssicherung an Hoch-
schulen“ gehen, die am 17.
und 18. Oktober in der ver.di-
Bundesverwaltung in Berlin
stattfindet. Neben der Erarbei-
tung von Kriterien für Arbeits-
inhalte und -bedingungen, Mit-
bestimmung und die Qualität
von Wissenschaft geht es
auch um die neu eingeführte
Systemakkreditierung. Anhand
von zwei Beispieluniversitäten
werden unterschiedliche Quali-
tätssicherungssysteme beleuch-
tet. Am Ende stehen Schritte
zur politischen Umsetzung auf
der Tagesordnung. Zielgruppe
der Veranstaltung sind alle
Beschäftigten an Hochschulen,
Studierende und die interessierte
Öffentlichkeit.

Anmeldung über:
sabine.nandha@verdi.de
Tel. (030) 69 56-28 32

Weitere Informationen: http://biwifo.verdi.de/veranstaltungen
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Manchmal werde ich von Jugendlichen gefragt,
warum ich mich denn gegen Neo-Nazis engagie-
re. Ich als Hochschullehrer hätte es doch gar nicht
nötig, mir ginge es doch ganz gut und ich hätte
im Gegensatz etwa zu Punks und Ausländern
von dem braunen Mob nichts zu befürchten. Ich
könnte nun sagen, dass die geistigen Enkel des
Faschismus die Demokratie zerstören wollen und
die Menschenwürde – auch im Wortsinn – mit
Füßen treten. Aber ich antworte meist so: Gerade
weil ich ja gut und gerne leben möchte, in einer
von Lebensqualität und Liebenswürdigkeit ge-
prägten Umgebung, und weil ich dies auch
meinen Nachbarn und allen anderen Menschen
wünsche, darf man sich dies durch Neo-Nazis und
Rechtsradikale nicht kaputt machen lassen. Ich
mische mich ein, weil der Rechtsextremismus die
‚Lebenswürdigkeit’ dieser Gesellschaft bedroht.

Anlässe zum Einmischen gab und gibt es dort
genug, wo ich wohne und arbeite – in Halber-
stadt. Es sei hier nur an die schlagzeilenträchtigen
Vorfälle aus jüngerer Zeit erinnert: Anfang 2006
wurde aufgrund einer Drohung der NPD ein
Konstantin-Wecker-Konzert verlegt. Im Juni 2007
wurden mehrere Theaterkünstler von Rechts-
radikalen krankenhausreif zusammengeschlagen.

In diesen und anderen Fällen haben die
Mitstreiter des ‚Bürger-Bündnisses für ein gewalt-
freies Halberstadt’, an dem auch der DGB und
Gewerkschafter beteiligt sind, mit vielfältigen
Aktionen unter dem Motto ‚Gesicht zeigen –
Zivilcourage gegen Neo-Nazis und Rechts-
extremismus’ reagiert. Für mich persönlich sind
dabei drei Punkte wichtig: Wir müssen durch
Aufklärung die Propaganda der NPD auseinan-
dernehmen, für mehr Zivilcourage gegen rechte
Gewalt sorgen und – das halte ich für das
Schwierigste – die aus der Mitte der Gesellschaft,
also auch aus den Gewerkschaften, stammenden
rassistischen, antisemitischen und rechtsextremen
Einstellungen thematisieren und kritisieren.

Was sich hier so schnell hinschreiben lässt, ist
in der zivilgesellschaftlichen Wirklichkeit ein müh-
samer, zäher, häufig auch frustrierender Prozess.
So habe ich mich zwar gefreut, dass es uns gelun-
gen ist, anlässlich des ersten großen Neo-Nazi-

Aufmarsches in Halberstadt 4500 Gegen-
Demonstranten zu mobilisieren, und nach dem
Theaterüberfall kamen sogar noch einige Bürger
mehr zu der Kunstaktion „Auf die Plätze“.
Allerdings vergesse ich auch nie, dass man jede
Aktion, an der sich mehr als nur der kleine Kreis
der Engagierten beteiligen soll, mit großem
Aufwand gegen relativierende Einstellungen
durchsetzen muss. Immer wieder versuchen
viele Verantwortliche in Politik und Verwaltung
– und auch an Hochschulen – abzuwiegeln. Es
hat mich wütend gemacht, dass auch nach dem
Überfall auf die Theaterkünstler wieder in erster
Linie der schlechte Ruf beklagt wurde, den die
Stadt nicht verdient habe. Der Imageschaden
für Halberstadt wurde auf die gleiche Stufe
gestellt wie die gebrochenen Kiefer und zertre-
tenen Nasen der Opfer.

Schwer auszuhalten ist auch das erstinstanz-
liche Gerichtsurteil. Aufgrund von Ermitt-
lungsfehlern bei Polizei und Staatsanwaltschaft,
eines umstrittenen Eröffnungsbeschlusses des
Amtsgerichts und der fehlenden Aussagebereit-
schaft möglicher Zeugen wurde nur einer von
wahrscheinlich acht bis zehn Tätern verurteilt.
Dies ist in dreifacher Hinsicht fatal: Die Opfer
haben das Vertrauen in den Rechtsstaat verlo-
ren, die rechten Schläger sehen, wie leicht man
davon kommt und Freunde aus dem Bürger-
Bündnis fühlen sich entmutigt.

Dann fällt mir manchmal auch nichts mehr
ein als: Trotzdem! Wir dürfen den rechten
Schlägern und ihren propagandistischen Zieh-
vätern, den Neo-Nazis und der NPD, nicht das
Feld zu überlassen. Sonst könnten sie eines
Tages wirklich die ‚Lebenswürdigkeit’ der Ge-
sellschaft untergraben. Ich will einfach nicht,
dass solche Leute bestimmen, welches geistig-
kulturelle Klima bei uns herrscht, welche Musik
wir hören dürfen. Auch deshalb lasse ich mich
nicht entmutigen und werde mich weiter ein-
mischen. b

Rainer O. Neugebauer

http://www.bpb.de/themen/H53IBP.html

Einmischen für die
Lebenswürdigkeit

W „Wo ein Wille ist,
da ist auch ein Weg!“

Und ihr könnt sicher sein:
Hans-Jürgen Immerthal wird
den Weg finden und ist bereit,
ihn zu gehen und dabei andere
mitzunehmen.

Als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter in der Physik engagiert
er sich an der Fachhochschule
Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelms-
haven in Projekten wie „Studium
auf Probe für Schülerinnen“.
Als Personalrat arbeitet er immer
strukturiert, ziel- und ergebnis-
orientiert. Der Rollenwechsel
zwischen Personalrat und
Gewerkschaftsfunktionär gelang
ihm in der Zeit des Arbeits-
kampfes im Januar 2006 sehr
gut. Selbst Nichtorganisierte
waren motiviert, an Streiks und
Aktionen teilzunehmen.

Taucht in Niedersachsen-
Bremen eine Mind-Map in
hochschul-, wissenschafts- oder
organisationspolitischen The-
menfeldern auf, ist im Zweifel
Hans-Jürgen der Verfasser. Er
schafft es immer wieder, auch
hochkomplexe Sachverhalte
so zu visualisieren, dass große
Chancen bestehen, Mitkäm-
pferInnen durch Überzeugen zu
gewinnen.

Die Struktur unseres Fach-
bereichs wurde stark durch ihn
als Vorsitzenden geprägt: Seine
Arbeit zeichnet sich aus durch
Transparenz, Kommunikation
und das Einbeziehen aller
KollegInnen, die mitarbeiten
wollen. Einzig Geduld ist nicht
Hans-Jürgens Stärke. b

Marianne Putzker
Petra Ducci

Hans-Jürgen Immerthal
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